
Jugendliche mit Haaranalysen 
vor Drogenkarrieren bewahren

„Um das Land sicherer zu machen“ will Innenministerin 
Mikl-Leitner nun unter anderem jugendliche Drogen-

konsumenten an die Haare.

Konkret hat Mikl-Leitner im Rahmen der ÖVP-Sicherheitskon-
ferenz Mitte Februar Haaranalysen schon bei Drogenerstver-
dacht gefordert - und zwar im Schnellverfahren, analog zu den 
Alkoholtests im Straßenverkehr, aber auch bei simplen Perso-
nenkontrollen� Dazu hat sie erklärt, dass es beim Kampf gegen 
den Drogenmissbrauch wichtig ist zu wissen, „in welchem Stadi-
um sich der junge Mensch befindet“.

Als Begründung gab BM Mag. Mikl-Leitner zwei Ziele an: die 
Verkehrssicherheit und die Frühprävention.

Ad Verkehrssicherheit:

Ich persönlich halte die Haaranalyse für die Überprüfung der 
Verkehrssicherheit aus medizinischer Sicht für völlig ungeeig-
net und aus demokratiepolitischen Überlegungen für mehr als 
bedenklich.
Zur Hebung der Verkehrssicherheit ist die Haaranalyse gänzlich 
ungeeignet. Bei der aktuellen Beurteilung der Tauglichkeit ist 
der Istzustand wesentlich, nicht ob man in der Vergangenheit 
legale oder illegale Drogen oder sogar ärztlich verordnete Medi-
kamente genommen hat. Die Haaranalyse kann nur die Vergan-
genheit anzeigen, da es mehrere Tage dauert, bis die Substanz in 
die bekanntlich nicht sehr schnell wachsenden Haare eingebun-
den wird. Zusätzlich ist diese Einbindung von vielen Faktoren 
abhängig. So ist z. B. die Einlagerung bei blonden Haaren weit 
geringer. 

Auch die korrekte Durchführung wirft vielfache Fragen auf. So 
reichen sicher nicht vier bis sechs Haare, wie der Direktor des 
Bundeskriminalamtes Fritz Lang meinte, sondern man benötigt 
ein bleistiftdickes Bündel, am besten mit der Wurzel ausgerissen 
(Prof. Dr. Christian Reiter, Leiter der Gerichtsmedizin).
Gefärbtes Haar verhindert überhaupt eine aussagekräftige Ana-
lyse� Will man in der Zukunft das Färben der Haare verbieten 
oder gerät jeder mit gefärbten Haaren unter Generalverdacht" 
Analog müsste man auch jeden Glatzenträger verdächtigen, sich 
nur aus Angst vor Enthüllungen von seinen Haaren getrennt zu 
haben.

Zudem sagen die Haaranalysen nur aus, dass man mit einer be-
stimmten Substanz Kontakt hatte, über die Menge und die oft 
monatelang zurückliegende Wirkung kann absolut keine Aussa-

ge getroffen werden. Zwischen Vollrausch und Probieren kann 
mit solchen Analysen nicht unterschieden werden. Zudem sind 
manche Stoffe (wie z.B. Cannabis) nur schwer bis gar nicht nach-
weisbar.
Es gibt genug Möglichkeiten, die akute Verkehrssicherheit zu 
überprüfen - billigere und vor allem aussagekräftigere. So zeigen 
Urintests in Minutenschnelle ein Ergebnis, der Alkoholschnell-
test (übrigens ist Alkohol bei weitem die häufigste und auch 
gefährlichste Droge im Straßenverkehr) ist ausgereift und kann 
praktisch überall durchgeführt werden. Die Blutuntersuchungen 
zeigen die Belastung der Lenker mit Drogen zum Zeitpunkt der 
Untersuchungen ebenfalls zweifelsfrei an. 

Auch wenn die Haaranalyse den Konsum von diversen Drogen 
(inklusive Alkohol und Nikotin) anzeigt, heißt dies noch lange 
nicht, dass eine Einschränkung der Verkehrssicherheit gegeben 
ist. Es ist ja durchaus möglich, dass der in Österreich ja nicht 
verbotene Konsum in der Freizeit, am Wochenende etc. statt-
gefunden hat und in dieser Zeit kein Fahrzeug benutzt wurde.
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Ad weiteres Ziel von Frau BM Mag. Mikl-Leitner, 
der Frühprävention:

Durch Zwang und Angst den Zugang zu gefährdeten jungen 
Leuten zu schaffen, widerspricht sämtlichen Erkenntnissen 
der modernen Drogenprävention. Im Gegenteil, solche Akti-
onen provozieren gerade bei Jugendlichen eher Protest oder 
Flucht und zerstören vor allem das Vertrauen, die Basis je-
der erfolgreichen Präventionsarbeit. Zudem hat es zumindest 
in diesem Land nicht Aufgabe der Polizei zu sein, körper-
liche und psychische Gesundheitsprävention zu betreiben. 

Hier sei auf die hervorragenden Angebote 
der „Fachstelle für Suchtprävention NÖ“  
(www.fachstelle.at) verwiesen, aber auch in 
jedem nieder-österreichischen Bezirk finden 
sich Drogenberatungsstellen, die über Präven-
tionsprojekte Auskunft geben können.

Zudem ist Zwang in der vielleicht nötigen Therapie mehr als 
kontraproduktiv. Abstinenz lässt sich nicht erzwingen und eine 
suffiziente Therapie gegen den Willen der Kranken schon gar 
nicht.

Beim „Präventionsansatz“, den Frau BM Mag. Mikl-Leitner her-
vorhob, stört nicht nur mich, dass in Zukunft die Jugend gene-
rell verdächtigt und sie daher Haare lassen wird müssen. Ob ge-
rade das dazu beiträgt, das Selbstbewusstsein, die Selbstkontrolle 
und die Selbstverantwortung (alles wesentliche Punkte in der 
wirklichen Prävention) zu stärken, darf also bezweifelt werden.

Zusammenfassend muss gesagt werden, dass sowohl fachliche 
als auch ethische Bedenken gegen den geplanten Haartest spre-
chen. Die Ausweitung der Haaranalyse, wie ebenfalls geplant, 
sprengt für mich jeden ethischen Rahmen und bedeutet einen 
massiven Eingriff in die Grund- und Menschenrechte. Ich bin 
sicher, dass dieses Gesetz vor dem Verfassungsgerichtshof und 
vor dem Europäischem Gerichtshof für Menschenrechte schei-
tern wird�

DR. MAX WUDY 
Leiter des Referats für Abhängigkeitsfragen

W ir haben Sie im Februar 2012 über die Möglichkeit der 
Abgabe psychotroper Substanzen (insbesondere Ben-

zodiazepine) in Teilmengen für die Dauer eines Monates an 
Patienten/-innen, die an einem Substitutionsprogramm teilneh-
men, informiert („Auseinzeln“).

In diesem Zusammenhang dürfen wir darauf hinweisen, dass der 
Arzt/die Ärztin pro Verschreibung einer psychotropen Substanz 
(insbesondere Benzodiazepine) in der Regel höchstens den sich 
aus der Fachinformation ergebenden Bedarf für zwei Monate 
verschreiben darf. Sollte sich dieser Zwei-Monatsbedarf im kon-
kreten Fall für den Patienten/für die Patientin als unzureichend 
erweisen, so kann die Verschreibung in der erforderlichen 
Menge erfolgen, sofern der Arzt/die Ärztin 
das Rezept durch den Vermerk „necesse est“ 
kennzeichnet. Unter www.arztnoe.at finden 
Sie eine Auflistung des Zweimonatsbedarf für 
psychotrope Stoffe.

Wir haben Sie ebenfalls bereits darüber in Kenntnis gesetzt, dass 
aufgrund der Novellierung der Psychotropenverordnung Medi-
kamente mit dem Wirkstoff Flunitrazepam (Somnubene und 
Rohypnol) ab dem 15. Dezember 2012 den Regeln der Suchtgift-
verschreibung unterliegen und damit künftig vignettenpflichtig 
sind. Die NÖ Apothekerkammer hat die niedergelassene Ärzte-
schaft aus administrativen Gründen ersucht, für derartige Ver-
ordnungen ein eigenständiges Rezept zu verwenden, mit dem 
keine anderen Arzneimittel verschrieben werden. 
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Ärztetage

ƒ 1 Ort
ƒ 6 Tage
ƒ 83 Veranstaltungen 
ƒ 460 DFP-Punkte 
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